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Universitätsstadt Tübingen Vorlage 445/2009 
Fachbereich Finanzen Datum 05.11.2009 

Berthold  Rein, Telefon: 1220  

Gesch. Z.: 830/50  
 

 
 

Beschlussvorlage 
 

 
zur Behandlung im: Gemeinderat 
  

Vorberatung im: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Verwaltung 
  

  

 

Betreff: Betrauung der Stadtwerke Tübingen GmbH (swt) mit gemeinwirtschaftli-
chen Verpflichtungen im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs 

  

Bezug:  
Anlagen: 2  Bezeichnung: Anlage 1 Entwurf eines kommunalen Betrauungsaktes in Bescheidform 

                    Anlage 2 EU-Verordnung 1370/07 

 

Beschlussantrag:  
 

Der Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen konkretisiert die bestehende Betrauung der swt mit 

gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs wie folgt: 
 

1. Der Gemeinderat nimmt von dem als Anlage 1 beigefügten kommunalen Betrauungsakt 

Kenntnis und billigt seinen Inhalt. 

 
2. Die bestehenden kommunalen Betrauungsakte betreffend die Durchführung des öffentlichen 

Personennahverkehrs (Stadtbusverkehr) in der Universitätsstadt Tübingen werden durch den 

in der Anlage 1 beigefügten kommunalen Betrauungsakt konsolidiert und mit weiteren Vor-
gaben anderer Hoheitsträger zusammengeführt. Die kommunale Betrauung der swt wird be-

fristet bis zum 31.12.2019.  

 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, den beiliegenden kommunalen Betrauungsakt bis spätestens 

02.12.2009 als Verwaltungsakt an die swt zu erlassen und bekannt zu geben. Die Verwaltung 

trägt dafür Sorge, dass die Anlagen des kommunalen Betrauungsakts fortlaufend und rechtzei-
tig entsprechend den dort festgelegten Voraussetzungen aktualisiert werden. Redaktionelle 

Änderungen der kommunalen Betrauung, insbesondere ihrer Anlagen, Anpassungen und Ver-

änderungen, die keine Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung darstellen sowie An-
passungen an zwingende Vorgaben des europäischen oder nationalen Rechts werden vom 

Oberbürgermeister als Geschäft der laufenden Verwaltung eingeständig vorgenommen.  

 
4. Qualitative und quantitative Änderungen der Verkehrsleistung und des Verkehrsangebots, de-

ren Finanzierung nach Maßgabe der haushaltsrechtlichen Beschlüsse des Gemeinderats der 

Universitätsstadt Tübingen oder der Ertragslage der swt möglich ist, dürfen nur vorgenommen 
werden, soweit der Ausschuss für Planung, Verkehr, Energie und Umwelt nach Anhörung des 
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Aufsichtsrates und des Verkehrsbeirates der swt einen entsprechenden Beschluss gefasst hat. 
Der Oberbürgermeister der Universitätsstadt Tübingen wird im Wege des Vorratsbeschlusses 

ermächtigt, die entsprechenden Beschlüsse des Ausschusses für Planung, Verkehr, Energie 

und Umwelt zu vollziehen. 
 

5. Die Universitätsstadt Tübingen berichtet dem Gemeinderat einmal jährlich sowie zusätzlich aus 

wichtigem Grund über 
a) Änderungen der Betrauung gemäß Ziff. 3 und 4 dieses Beschlusses; 

b) die Erfüllung der Vorgaben des gemäß Ziff. 1 und 2 gebilligten kommunalen Betrau-

ungsakts. Bezüglich der dort konkretisierten Verpflichtung der swt, die Regeln der Nr. 
1 bis 7 des Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 einzuhalten, legt sie der Universitäts-

stadt Tübingen jährlich eine Bestätigung eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers 

vor, der zufolge diese Regeln des Anhangs eingehalten werden. Die Angemessenheit 
der Kosten und des Gewinns ist zu begründen.  

c) Im Falle einer Überkompensation werden die swt die Universitätsstadt Tübingen in-

formieren. Die Universitätsstadt Tübingen wird für einen solchen Fall beauftragt, un-
verzüglich Schritte zur vollständigen Beseitigung der Überkompensation zu ergreifen. 

d) Die Einhaltung der auferlegten Mindeststandards für den Betrieb des Stadtbusverkehrs 

ist von den swt jährlich durch Vorlage einer Bestätigung ihres Steuerberaters oder 
Wirtschaftsprüfers gegenüber der Universitätsstadt Tübingen zu belegen, wonach die 

Mindeststandards eingehalten wurden.  

e)  Den Übergang von betrauten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen auf andere Un-
ternehmen und auf Subunternehmer ist anzuzeigen. 

 

6. Die Verwaltung hat dafür Sorge zu tragen, dass den Veröffentlichungspflichten gemäß Artikel 
7 Abs. 1 (jährliche Gesamtberichtspflicht der zuständigen Behörde) und Artikel 7 Abs. 2 (vor-

herige Veröffentlichung von öffentlichen Dienstleistungsaufträgen im EU-Amtsblatt ) VO (EG) 

Nr. 1370/2007 rechtzeitig nachgekommen wird. 
 

7. Der kommunale Betrauungsakt ist mit dem Aufgabenträger, dem Landkreis Tübingen, abzu-

stimmen.  
 

Finanzielle Auswirkungen  Jahr:  Folgej.: 

Investitionskosten: € € € 

bei HHStelle veranschlagt:    

Aufwand / Ertrag jährlich € ab:  

 
Ziel:  
Qualifizierte Betrauung der swt mit den gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Bereich des öffent-

lichen Personennahverkehrs, um Verstöße gegen das Beihilfeverbot des EU-Vertrags zu vermeiden. 
 
Begründung:  
 
1 Anlass / Problemstellung 

Die Universitätsstadt Tübingen ist gemäß Art. 2 Buchstaben b) und c) VO (EG) Nr. 1370/2007 i.V.m. § 

6 Abs. 1 Satz 2 ÖPNVG BW zuständige örtliche Behörde für den ÖPNV im eigenen Wirkungskreis. Die 
Stadtwerke Tübingen GmbH (swt) sind als das Stadtgebiet Tübingen überwiegend bedienende Ver-

kehrsunternehmen bereits seit vielen Jahren im Rahmen der von der swt gehaltenen Linienkonzessio-

nen, den Vorgaben des Nahverkehrsplans für den Landkreis Tübingen und auch von der Universitäts-
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stadt Tübingen mit der Einhaltung von gemeinwirtschaftlichen Leistungen im ÖPNV betraut. Die wirt-
schaftlichen Nachteile aus der Einhaltung dieser gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen werden über 

den steuerlichen Querverbund im Jahresabschluss der swt zugunsten der Universitätsstadt Tübingen 

ausgeglichen. Ab dem 3. Dezember 2009 gelten für die Gewährung eines Ausgleichs für die Erfüllung 
gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen neue Vorgaben gemäß der VO (EG) Nr. 1370/2007 (Anlage 
2). Die vorhandenen Betrauungsakte müssen daher an den geänderten Rechtsrahmen angepasst und 

als so genannter öffentlicher Dienstleistungsauftrag in einem kommunalen Betrauungsakt zusammen-
gefasst werden. 

 

Am 03.12.2009 tritt die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf 
Schiene und Straße in Kraft. Sie regelt umfassend die staatlichen Interventionsbefugnisse in den 

ÖPNV-Sektor und die verkehrsspezifischen Vergabe- und Direktvergabeoptionen für Verkehrsleistun-

gen an Unternehmen und interne Betreiber. Die Verordnung wird ab dem 03.12.2009 mit all ihren 
Vorgaben, insbesondere den beihilfen- und wettbewerbsrechtlichen Regelungen, unmittelbar in 

Deutschland anwendbar sein. Allein die spezifischen vergaberechtlichen Bestimmungen für den ÖPNV 

sind erst nach einer Übergangsfrist von zehn Jahren verbindlich anzuwenden, soweit der deutsche Ge-
setzgeber diese Regeln nicht schon vorab durch eine Novellierung des deutschen Personenbeförde-

rungsgesetzes (PBefG) in Kraft setzen will. Es ist derzeit jedoch noch nicht absehbar, wann und wie 

der deutsche Gesetzgeber tätig werden will.  
 

2 Sachstand 

2.1 Unabhängig von vergaberechtlichen Fragestellungen müssen öffentliche Ausgleichsleistungen an 
die swt zur Vermeidung beihilfenrechtlicher wie steuerrechtlicher Restriktionen zwingend ab dem 

03.12.2009 den obligatorischen Vorgaben der VO (EG) Nr. 1370/2007 genügen.  

 
Die Verluste, die derzeit im öffentlichen Personennahverkehr in Tübingen entstehen, werden in-

nerhalb der swt mit Gewinnen aus dem Bereich Versorgung verrechnet. Auch diese Finanzierung 

im so genannten kommunalen oder steuerlichen Querverbund gilt beihilfenrechtlich als eine der 
öffentlichen Hand zurechenbare Ausgleichsleistung und unterfällt daher der VO (EG) Nr. 

1370/2007. Die Verrechnung im Querverbund muss deshalb gemäß Art. 3 Abs. 1 VO (EG) Nr. 

1370/2007 zwingend in einem so genannten „öffentlichen Dienstleistungsauftrag“ geregelt wer-
den, wobei spezifische inhaltliche Vorgaben bei der Formulierung des öffentlichen Dienstleistungs-

auftrags und insbesondere des Verlustausgleichs einzuhalten sind. So sind obligatorische Inhalte 

eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags stets 
a.) die Auferlegung und Definition der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen des Unternehmens 

(so genannte Betrauung im engeren Sinne); 

b.) eine Festlegung des geografischen Geltungsbereichs der Betrauung (hier: entsprechend den 
genehmigten Linien im Wirkungskreis der Universitätsstadt Tübingen); 

c.) Parameter, anhand derer bereits im Vorhinein die maximal zulässige Ausgleichsleistung be-

rechnet werden kann, und ein Anreizelement; 
d.) Art und Umfang der gewährten Ausschließlichkeit; 

e.) Regelungen über die Aufteilung der Einnahmen aus Fahrscheinverkauf, die beim Betreiber 

verbleiben können; 
f.) Angaben, ob und in welchem Umfang (Quote) eine Vergabe von Unteraufträgen in Frage 

kommt, wobei nur bei einem Auftrag, der gleichzeitig „Planung, Aufbau und Betrieb“ des öf-

fentlichen Personenverkehrsdienst vorsieht, eine vollständige Übertragung an Unterauftrags-
nehmer zulässig ist und  

g.) schließlich Regelungen über die Laufzeit des Dienstleistungsauftrages, wobei für Busverkehrs-

dienste eine Dauer von bis zu zehn, bzw. in Ausnahmefällen für maximal 15 Jahren zulässig 
ist. 
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2.2 Bis zum 3. Dezember 2009 muss das bestehende Betrauungsverhältnis in Tübingen an diese obli-

gatorischen Vorgaben der VO (EG) Nr. 1370/2007 angepasst werden, um empfindliche Rechts-

nachteile für die swt zu vermeiden. Auch in der Übergangszeit bis zum Wirksamwerden der neuen 
verkehrsspezifischen Vergabeegeln muss gewährleistet sein, dass das Verbot des übermäßigen 

Verlustausgleichs bei den swt eingehalten wird und zuviel gewährte Mittel erstattet werden. Alter-

nativen hierzu gibt es nicht. Es empfiehlt sich daher, die bestehenden Betrauungsverhältnisse um 
die erforderlichen Regelungen zu ergänzen. Über eine Berichtspflicht der Stadtverwaltung ist si-

cherzustellen, dass der Gemeinderat wiederkehrend darüber informiert wird, dass diese Regeln 

eingehalten werden. Bei Umsetzung dieser Vorgaben bis zum 03.12.2009 steht einem Verlustaus-
gleich im Rahmen des steuerlichen Querverbunds dann nichts mehr im Wege. 

 

 
Vorbehaltlich der einschlägigen Bestimmungen des nationalen Rechts und einer abzuwartenden 

Umsetzung der verkehrspezifischen Vergaberegeln im PBefG können die zuständigen örtlichen Be-

hörden Personenverkehrsdienste in ihrem Gebiet entweder selbst erbringen oder einen internen 
Betreiber ohne wettbewerbliches Vergabeverfahren damit beauftragen. Werden Unteraufträge 

vergeben, so ist der interne Betreiber grundsätzlich verpflichtet, den überwiegenden Teil der öf-

fentlichen Personenverkehrsdienste selbst zu erbringen. Eine Ausnahme kann aber für den so ge-
nannten „Generalunternehmer“ gelten: Gemäß Artikel 4 Absatz 7 Satz 3 VO (EG) Nr. 1370/2007 

kann eventuell ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag, der gleichzeitig Planung, Aufbau und Be-

trieb öffentlicher Personenverkehrsdienste umfasst, eine vollständige Übertragung des Betriebs 
dieser Dienste an Subunternehmer vorsehen. Dies ist jedoch rechtlich höchst streitig. Zur Gewähr-

leistung gleicher Wettbewerbsbedingungen muss die Möglichkeit der Eigenerbringung in jedem 

Fall streng kontrolliert werden. Die zuständige Behörde sollte daher auch die Ausschreibungsbe-
dingungen für die Vergabe von Subunternehmeraufträgen vorgeben. Der beigefügte kommunale 

Betrauungsakt hat diese Restriktionen aufgegriffen und umgesetzt. Um die bestehenden rechtli-

chen Unsicherheiten zu beseitigen, wird den swt mit dem Betrauungsakt aufgegeben, soweit mög-
lich die Eigenerbringungsquote sukzessive zu erhöhen.  

 

2.3 Nach Artikel 1 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 ist es Zweck der Verordnung, festzulegen, wie die 
zuständigen Behörden unter Einhaltung des Gemeinschaftsrechts im Bereich des öffentlichen Per-

sonenverkehrs tätig werden können, um die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem In-

teresse zu gewährleisten, die u.a. zahlreicher, sicherer, höherwertig oder preisgünstiger sind als 
diejenigen, die das freie Spiel des Marktes ermöglicht hätten. Dieses Ziel wird durch die Bindung 

eines Unternehmens an so genannte „gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen“ erreicht.  

 
Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen sind gemäß Art. 2 Buchstabe e) VO (EG) Nr. 1370/2007 

„von den zuständigen Behörden festgelegte oder bestimmte Anforderungen im Hinblick auf die Si-

cherstellung von im allgemeinem Interesse liegenden öffentlichen Personenverkehrsdiensten, die 
der Betreiber unter Berücksichtigung seines wirtschaftlichen Interesses nicht oder nicht im glei-

chen Umfang oder nicht zu den gleichen Bedingungen ohne Gegenleistung übernommen hätte.“  

 
Da die swt sowohl im Rahmen ihrer Linienverkehrsgenehmigungen (Betriebs-, Beförderungs-, Ta-

rif- und Fahrplanpflicht gemäß PBefG), als auch über den Nahverkehrsplan des Landkreises Tü-

bingen (planerische Vorgaben) sowie von der Universitätsstadt Tübingen (Qualitäts- und Mindest-
standards für den Stadtbusverkehr) seit Jahrzehnten mit gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 

betraut worden ist, sollten diese bestehenden Verpflichtungen nun in dem neuen kommunalen 

Betrauungsakt nochmals teils deklaratorisch, teils konstitutiv zusammengefasst werden.  
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Letztlich dienen die vorgenannten Maßgaben auch der Herstellung von Transparenz. Derzeit 
müssten die Betrauungsgrundlagen aus einer Vielzahl von Verwaltungsakten, dem Nahverkehrs-

plan sowie Beschlüssen des Gemeinderates und des Aufsichts- bzw. Verkehrsbeirats der swt her-

ausgesucht werden, weil moderner ÖPNV von einer großen Dynamik gekennzeichnet ist, was häu-
fige Änderungen der Vorgaben bedingt. 

 

Es empfiehlt sich daher, den sich hieraus ergebenden Stand der Betrauung der swt nochmals zu-
sammengefasst darzustellen. Damit wird zugleich ein vorbereitender Schritt für den jährlich zu 

veröffentlichenden Gesamtbericht getan. 

 
Eine Erweiterung der bestehenden Betrauungen oder Erhöhungen der Ausgleichsleistungen an die 

swt ist mit diesem Beschluss nicht verbunden. 

 
Allerdings muss berücksichtigt werden, dass es auch künftig häufigen Änderungsbedarf im ÖPNV 

im Stadtgebiet geben wird, um den sich fortentwickelnden Bedürfnissen der ÖPNV-Nutzer gerecht 

zu werden. Es empfiehlt sich, hieraus resultierende Änderungen der Betrauungen sogleich in den 
Beschluss aufzunehmen, und den Ausschuss für Planung, Verkehr, Energie und Umwelt dazu zu 

ermächtigen, die erforderlichen Änderungen im Einzelfall zu konkretisieren. Dem Ausschuss für 

Planung, Verkehr, Energie und Umwelt werden deshalb die Anlagen zum kommunalen Betrau-
ungsakt nach endgültiger Fertigstellung  zur Kenntnis gegeben.  

 

2.4 Die Universitätsstadt Tübingen ist auch unmittelbar für die europarechtliche Legalisierung der Aus-
gleichszahlungen im Rahmen eines kommunalen Betrauungsaktes zuständig und verantwortlich. 

Denn die VO (EG) Nr. 1370/2007 stellt nicht auf die allgemeine Aufgabenverantwortung für den 

ÖPNV ab, die gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 ÖPNVG BW vorrangig den kreisfreien Städten und Land-
kreisen obliegt, sondern gemäß Art. 2 Buchstabe b) VO (EG) Nr. 1370/2007 lediglich auf die In-

terventionsbefugnis einer „Behörde“ in den Markt. Mit Interventionsbefugnis sind die beiden zu-

lässigen Interventionsinstrumente der Verordnung „Ausgleichsleistungen“ und „ausschließliche 
Rechte“ gemeint. Da gemäß § 6 Abs. 1 Satz 2 ÖPNVG BW die Befugnis der Gemeinden unberührt 

bleibt, Verkehrsleistungen im ÖPNV zu fördern oder durch eigene Verkehrsunternehmen zu 

erbringen, ist der Tatbestand einer Ausgleichsleistung betroffen, sobald die Universitätsstadt Tü-
bingen von diesem Recht Gebrauch macht. Sie muss allein aufgrund dieser Intervention in den 

ÖPNV-Markt den neuen Pflichten der VO (EG) Nr. 1370/2007 nachkommen. 

 
2.5 Insbesondere verpflichtet die VO (EG) Nr. 1370/2007 die für den ÖPNV zuständigen Behörden zu 

einer transparenten Veröffentlichung der in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden gemeinwirt-

schaftlichen Aufgaben und Aufträge, die gemäß Art. 7 Absatz 2 der VO (EG) 1370/2007 spätes-
tens ein Jahr vor Vergabe im EU-Amtsblatt veröffentlicht werden müssen. Daneben verlangt Art. 7 

Absatz 1 der VO (EG) 1370/2007 von der zuständigen Behörde einen jährlichen Gesamtbericht 

über die in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, welcher 
u. a. eine Beurteilung im Hinblick auf Qualität, Finanzierung sowie gegebenenfalls Informationen 

über Art und Umfang der gewährten Ausschließlichkeit enthalten muss. 

 
2.6 Schließlich ist es seit Anfang 2009 gemäß § 8 Abs. 7 KStG für die Anerkennungsfähigkeit des steu-

erlichen Querverbunds erforderlich, dass eine wirtschaftliche Betätigung ohne kostendeckende 

Entgelte, wie es auf den ÖPNV in Tübingen zutrifft, stets nur aus verkehrspolitischen Gründen un-
terhalten werden darf. Die geforderte politische Begründung des Verlustausgleichs kann mit die-

sem Gemeinderatsbeschluss über einen kommunalen Betrauungsakt gegenüber den Finanzbehör-

den dokumentiert werden. Die Betrauung dient somit nicht nur als beihilfenrechtliche Legalisie-
rung des Verlustausgleichs, sondern auch als Nachweis für die Anerkennungsfähigkeit des steuer-

lichen Querverbunds. 
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3  Lösungsvarianten 

Es gibt keine Lösungsvariante. 

Da die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 bereits ab dem 03.12.2009 unmittelbar in Deutschland an-

wendbar sein wird, ist ein kommunaler Betrauungsakt im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 nunmehr zwingend geboten. Dies geschieht mit der beiliegenden „kommunalen Betrau-

ung“ in Form eines Verwaltungsakts, der bis zum 02.12.2009 der swt bekannt gegeben werden muss, 

um rechtzeitig vollumfängliche Wirksamkeit zu entfalten. 
 

4  Vorschlag der Verwaltung 

Die Verwaltung schlägt vor dem Beschlussantrag zu zustimmen. 

 

5  Finanzielle Auswirkungen 

Keine, durch die qualifizierte Betrauung der swt können die im Zusammenhang mit dem öffentlichen 
Personennahverkehr jährlich entstehenden Verluste auch künftig über den steuerlichen Querverbund 

geltend gemacht werden und mit Gewinnen der Stadtwerke verrechnet werden. 

6  Anlagen 

Anlage 1: Entwurf eines kommunalen Betrauungsaktes in Bescheidform 

Anlage 2: EU-Verordnung 1370/07 
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Anlage 1 zu Vorlage 445/2009 
 

 

 
Kommunale Betrauung mit der Erfüllung gemeinwirt-
schaftlicher Verpflichtungen bei der Erbringung öffentli-
cher Personenverkehrsdienste in Tübingen und Bedin-

gungen für die Vergabe von Unteraufträgen 
 

Auf der Grundlage von Art. 3 Abs. 1, Art. 4 und Art. 6 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 sowie § 

6 Abs. 1 Satz 2 ÖPNVG BW und des Beschlusses des Gemeinderates vom 16.11.2009 erlässt 

die Universitätsstadt Tübingen gegenüber den Stadtwerken Tübingen GmbH nachfolgenden 

 

B E S C H E I D 

 

§ 1  
Betrauung mit gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 

I. Betrauung: 

Die Stadtwerke Tübingen GmbH (nachfolgend: „swt“) wird nach Maßgabe der folgenden 

Bestimmungen von der Universitätsstadt Tübingen mit der Erfüllung gemeinwirtschaftli-
cher Verpflichtungen bei Planung, Aufbau und Betrieb (nachfolgend: „ÖPNV-

Dienstleistungen“) öffentlicher Personenverkehrsdienste im Gebiet der Universitätsstadt 

Tübingen betraut.  
Die Planungshoheit des Landkreises Tübingen im Rahmen dessen Aufgabenträgerschaft 

und die Befugnis der Universitätsstadt Tübingen im eigenen Wirkungskreis Verkehrsleis-

tungen im öffentlichen Personennahverkehr (nachfolgend: „ÖPNV“) zu fördern, bleiben 
von dieser Betrauung unberührt und vorrangig.  
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II. Begriffe: 

1. Mit „öffentliche Personenverkehrsdienste“ sind Personenbeförderungsleistungen im 
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse gemeint, die der Allgemeinheit diskriminie-

rungsfrei und fortlaufend zur Verfügung stehen.  

2. Unter „Planung und Aufbau“ ist - vorbehaltlich der vorrangigen Planungshoheit des 
Landkreises Tübingen als Aufgabenträger gemäß § 6 Abs. 1 S. 1 ÖPNVG BW und 

der Verantwortlichkeit der Universitätsstadt Tübingen für den ÖPNV im eigenen 

Wirkungskreis gemäß § 6 Abs. 1 S. 2 ÖPNVG BW - die konzeptionelle und tatsäch-
liche Fort- und Weiterentwicklung der Quantität, Qualität und Attraktivität der öf-

fentlichen Personenverkehrsdienste durch das betraute Unternehmen unter Be-

rücksichtigung der Verkehrsnachfrage und der im allgemeinen Interesse liegenden 
Verkehrsbedürfnisse entsprechend den Vorgaben des jeweils aktuellen Nahver-

kehrsplans zu verstehen.  

3. Der Begriff ÖPNV-Dienstleistungen umfasst daher im Rahmen dieser kommu-
nalen Betrauung neben dem Betrieb, Planung und Aufbau (vgl. Nr. 2) eines integ-

rierten Verkehrsangebots bestehend aus dem „Stadtbusverkehr Tübingen“, dessen 

Vermarktung sowie die Gewährleistung einer Anbindung an das Umland im Rah-
men der bestehenden Linienkonzessionen. 

Entsprechend der Legaldefinition des „integrierten öffentlichen Personenverkehrs-

dienstes“ in Art. 2 lit. m) VO (EG) Nr. 1370/2007 kann der Begriff „öffentlicher Per-
sonenverkehrsdienst“ auch die Bereitstellung von Fahrgastinformationen, den 

Fahrkartenverkauf sowie die Fahrplanausarbeitung und –erstellung erfassen und 

geht damit über die Erbringung der reinen Fahrleistung (Betrieb) hinaus. Die vor-
genannten Leistungen sind ebenfalls integrale Bestandteile des ÖPNV-

Dienstleistungsangebots der swt. 

4. Allein der Begriff „Betrieb“ bezeichnet die tatsächliche Durchführung der jeweiligen 
Beförderungsleistung gegenüber dem Fahrgast.  

III. Der öffentliche Dienstleistungsauftrag gemäß Art. 3 Abs. 1, Art 4 VO (EG) Nr. 1370/2007: 

Die swt hat auf Grundlage gemäß § 13 oder § 13a in Verbindung mit § 42 oder § 43 

Nr. 1 - 4 Personenbeförderungsgesetz (nachfolgend: „PBefG“) staatlich erteilten Linien-
verkehrsgenehmigungen, nach Maßgabe der planerischen Ziele des jeweils aktuellen Nah-

verkehrsplans für den Landkreis Tübingen sowie der an seine Stelle tretenden späteren 

Nahverkehrspläne und unter Einhaltung der für diesen Verwaltungsakt vorgegeben Quali-
tätsanforderungen für den Stadtbusverkehr in der Universitätsstadt Tübingen, gemein-

wirtschaftliche Verpflichtungen im Sinne von Art. 2 lit. e) VO (EG) Nr. 1370/2007 bei der 

Erbringung von ÖPNV-Dienstleistungen zu erfüllen.  
Der öffentliche Dienstleistungsauftrag gegenüber den swt im Hinblick auf die in Absatz I. 

genannten Verpflichtungen setzt sich somit zusammen aus:   

(a) dem aktuellen Bestand der von den swt gehaltenen  Linienverkehrsgenehmi-
gungen sowie den von den Verkehrsunternehmen DB ZugBus Regionalverkehr 

Alb-Bodensee GmbH und Omnibus Groß im Stadtgebiet Tübingen gehaltenen 

Linienverkehrsgenehmigungen auf einem Teilbereich der Linien 18 und 19 
(Anlage 1).; 

(b) dem jeweils aktuellen Nahverkehrsplan für den Landkreis Tübingen oder spä-

ter an seine Stelle tretenden Nahverkehrsplänen (Anlage 2); 
(c) dem vorliegenden kommunalen Betrauungsakt einschließlich seiner spezifi-

schen Finanzierungsregelungen und den von der Universitätsstadt Tübingen 

vorgegebenen Qualitätsstandards für den Stadtbusverkehr (Anlage 3). 
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Sollten die Anordnungen aus dem vorstehend genannten Rechtsakten miteinander in 
Widerspruch stehen, gilt hinsichtlich der Verpflichtungen der swt folgende Hierarchie: 

(a) Linienverkehrsgenehmigungen; 

(b) der jeweils aktuelle Nahverkehrsplan für den Landkreis Tübingen; 
(c) der vorliegende kommunale Betrauungsakt einschließlich seiner spezifischen 

Finanzierungsregelungen und den von der Universitätsstadt Tübingen vorge-

gebenen Qualitätsstandards für den Stadtbusverkehr. 

IV. Konkretisierung durch Anlagen: 

1. Eine tabellarische Auflistung des jeweiligen Bestands wirksamer Linienverkehrsge-

nehmigungen einschließlich des damit verbundenen Fahrleistungsaufwands ist die-

sem kommunalen Betrauungsakt als Anlage 1 beigefügt.  

2. Der Nahverkehrsplan für den Landkreis Tübingen ist als Anlage 2 mit diesem 

kommunalen Betrauungsakt verbunden. 

3. Die für die swt verpflichtenden Qualitätsstandards einschließlich der einzuhalten-

den Taktzeiten für den öffentlichen Personenverkehr in der Universitätsstadt Tü-

bingen finden sich in der Anlage 3 und sind wesentlicher Bestandteil dieses kom-

munalen Betrauungsakts. 

Der Universitätsstadt Tübingen steht es frei, die Anlagen 2 und 3 im Einklang mit den 

gesetzlichen Voraussetzungen zu ändern und auszutauschen. Jede Änderung der Anlagen 

2 oder 3 ist den swt bekanntzugeben. Geänderte Anlagen werden mit Bekanntgabe we-
sentliche Bestandteile dieses Verwaltungsakts und für die danach folgenden Leistungspe-

rioden verbindlich, ohne dass es eines neuen kommunalen Betrauungsakts bedürfte. Für 

Änderungen der Anlage 1 gilt § 1 Abs. V. 

V. Quantitativer Leistungsumfang: 

Der quantitative Umfang der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der swt bei Planung, 

Aufbau und Betrieb von ÖPNV Dienstleistungen ergibt sich aus Anlage 1. Anlage 1 ent-

hält eine Auflistung des aktuellen Bestands von Linienverkehrsgenehmigungen innerhalb 
des Stadtgebiets der Universitätsstadt Tübingen mit Angabe der Liniennummern, der 

Fahrplankilometer – linienspezifisch und als Jahresgesamtkilometerleistung - der Linien-

führung und der jeweiligen Laufzeit sowie die jeweils aktuell genehmigten Tarife für den 
Stadtbusverkehr. Der Begriff „Fahrplankilometer“ wird in Anlage 1 für die Zwecke dieses 

kommunalen Betrauungsakts definiert. 

Anlage 1 wird mit jeder Änderung von Bestand und/oder Inhalt der Linienverkehrsgeneh-
migungen von der Universitätsstadt Tübingen aktualisiert und den swt erneut bekanntge-

geben. Aktualisierte Anlagen 1 gelten, ohne dass es eines neuen Rechtsetzungsakts be-

dürfte, ohne weiteres als wesentlicher Bestandteil dieses Verwaltungsakts.  

VI. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen: 

Aus den Linienverkehrsgenehmigungen resultieren bereits kraft Gesetzes die folgen-

den gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, die von den Verkehrsunternehmen swt, DB 

ZugBus Regionalverkehr Alb-Bodensee GmbH und Omnibus Groß GmbH bei dem Betrieb 
ihrer konzessionierten Verkehrsdienste zwingend einzuhalten sind; der vorliegende kom-
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munale Betrauungsakt wiederholt diese Verpflichtungen aus Gründen der Transparenzvor-
gaben in Art. 4 Abs. 1 lit. a) VO (EG) NR. 1370/2007 rein deklaratorisch:  

1. Betriebspflicht 
Gemäß § 21 Abs. 1 PBefG ist das konzessionierte Verkehrsunternehmen verpflich-
tet, den genehmigten Betrieb aufzunehmen und auch in verkehrsschwachen Zeiten 

den öffentlichen Verkehrsinteressen und dem Stand der Technik entsprechend auf-

rechtzuerhalten.  
2. Beförderungspflicht 

Gemäß § 22 PBefG ist das Unternehmen zur Beförderung jedes Fahrgastes ver-

pflichtet, wenn 
(a) die allgemeinen Beförderungsbedingungen eingehalten werden, 

(b) die Beförderung mit den regelmäßig eingesetzten Beförderungs-mitteln 

möglich ist und  
(c) wenn die Beförderung nicht durch Umstände ausgeschlossen wird, die das 

Unternehmen nicht abwenden und denen es auch nicht abhelfen kann. 

3. Tarifpflicht 
Gemäß § 45 Abs. 2 in Verbindung mit § 39 Abs. 1 PBefG ist das Unternehmen an 

die genehmigten Beförderungstarife gebunden.  

4. Fahrplanpflicht 
Gemäß § 45 Abs. 2 in Verbindung mit § 40 PBefG ist das Verkehrsunternehmen 

verpflichtet, die jeweils genehmigten Fahrpläne einzuhalten und einen pünktlichen 

Betrieb zu gewährleisten. 
Der personenbeförderungsrechtliche Status der swt im Verhältnis zur Genehmigungsbe-

hörde und zu den Fahrgästen bleibt durch den vorliegenden kommunalen Betrauungsakt 

unberührt. 

VII. Verpflichtung zur Einhaltung des Nahverkehrsplans 

Die swt werden verpflichtet, die verkehrsplanerischen, qualitativen und quantitativen Vor-

gaben des als Anlage 2 beiliegenden Nahverkehrsplans für den Landkreis Tübingen oder 

eines an seine Stelle tretenden späteren Nahverkehrsplans bei Planung, Aufbau und Be-
trieb der öffentlichen Verkehrsdienste einzuhalten. 

VIII. Verpflichtung auf Qualitätsanforderungen der Universitätsstadt Tübingen 

Darüber hinaus werden die swt verpflichtet, die in der Anlage 3 (Standards) definierten 

Qualitätsanforderungen für den öffentlichen Personennahverkehr (Stadtbusverkehr) in der 
Universitätsstadt Tübingen bei Planung, Aufbau und Betrieb der öffentlichen Verkehrs-

dienste einzuhalten und für den Bestand der Verkehrsleistung im Gebiet der Universitäts-

stadt Tübingen entsprechend Anlage 1 Sorge zu tragen.  

IX. Vorrang der Vorgaben des Aufgabenträgers und der Universitätsstadt Tübingen 

Die swt dürfen keine den Qualitätsanforderungen und planerischen Zielen im Nahver-

kehrsplan des Landkreises Tübingen und den Standards der Universitätsstadt Tübingen 

widersprechende Linienverkehrsgenehmigung beantragen.  
 

§ 2 
Geltungsbereich des kommunalen Betrauungsakts; Berücksichtigungsfähigkeit ausgrei-

fender Linien 

I. Der vorliegende kommunale Betrauungsakt gilt sachlich für allgemeine Linienverkehre 

gemäß § 42 PBefG. Er gilt für Sonderformen des Linienverkehrs gemäß § 43 Nr. 1 – 4 
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PBefG, soweit diese im Einzelfall nach Maßgabe der erteilten Linienverkehrsgenehmigun-

gen tatsächlich mit gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen verbunden sind, wie insbeson-

dere der Betriebs-, Beförderungs-, Tarif- und Fahrplanpflicht. Im Zweifel ist dies bei Be-

rufsverkehren im Sinne von § 43 Nr. 1 PBefG nicht der Fall. 

II. Räumlich gilt der kommunale Betrauungsakt für das Gebiet der Universitätsstadt Tübingen 

entsprechend der personenbeförderungsrechtlich genehmigten Linienführung im Gebiet 

der Universitätsstadt Tübingen (Genehmigungsinhaber sind z.Z.: swt, DB ZugBus Regio-

nalverkehr Alb-Bodensee GmbH und Omnibus Groß GmbH).  

Er gilt auch für den Teil der Linienführung eines öffentlichen Personenverkehrsdienstes, 
der auf der Grundlage einer wirksamen Genehmigung und einer wirksamen Vereinbarung 

mit einer benachbarten Gemeinde bzw. dem Landkreis Tübingen aus dem Gebiet der 

Universitätsstadt Tübingen in das Gebiet der benachbarten zuständigen örtlichen Behörde 
führt. 

a) Für die Bestimmung der Zuschusshöhe zum Ausgleich der Belastungen der swt auf-

grund gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen im Zusammenhang mit ÖPNV-

Dienstleistungen ist die Anzahl der maßgeblichen Fahrplankilometer für jede Linie ge-

sondert in der Aufstellung der Linienverkehrsgenehmigungen (Anlage 1) festzuhalten. 

Dabei dürfen nur die innerhalb des Gebiets der Universitätsstadt Tübingen erbrachten 

Fahrplankilometer berücksichtigt werden.  

b) lediglich unter den in § 2 Absatz II. Satz 2 genannten Voraussetzungen, also bei Exis-

tenz einer wirksamen öffentlich-rechtlichen Vereinbarung mit einem benachbarten 

Aufgabenträger, dürfen die im Rahmen einer abgehenden Linie auf dem benachbar-

ten Territorium gefahrenen Fahrplankilometer hinzuaddiert werden. Die Universitäts-

stadt Tübingen wird eventuell erforderliche Vereinbarungen mit einer benachbarten 

Gemeinde oder dem Landkreis Tübingen abschließen.  

Nur Fahrleistungen (Fahrplankilometer), welche diese Voraussetzungen erfüllen, können 

für die Berechnung des Ausgleichsanspruchs - sowohl auf der Prognoseebene als auch bei 
der Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts - herangezogen werden. 

  

§ 3 
Ausschließlichkeitsrechte  

I. Die swt sind auf den ihr genehmigten Linien alleine sowie auf den Linien 18 und 19 mit 

einem Partner (im Rahmen einer so genannten Kettenkonzession) Inhaber der personen-

beförderungsrechtlichen Rechte und Pflichten. Die swt und ihre Partner werden während 

der Laufzeit der Linienverkehrsgenehmigungen in folgender Art und in folgendem Umfang 

vor Wettbewerb im Fahrgastmarkt geschützt:  

1. Gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 lit. a) und b) PBefG ist ein mit dem genehmigten Ver-

kehrsangebot konkurrierender Genehmigungsantrag zu versagen, soweit der bean-
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tragte öffentliche Personenverkehr bereits durch die Unternehmen befriedigend 

bedient wird oder keine wesentliche Verbesserung gegenüber der bestehenden 

Verkehrsleistung zu erwarten ist. Es gilt das so genannte „Verbot der Doppelbedie-

nung“, um der Gefahr eines ruinösen Wettbewerbs bei Parallelbedienung durch 

mehrere Verkehrsunternehmen auf einer Linie zu begegnen. 

2. Als Inhaber der personenbeförderungsrechtlichen Genehmigungen sind die Unter-

nehmen gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 lit. c) PBefG zudem berechtigt, konkurrierende 

Unternehmen durch eine dem beantragten Verkehr entsprechende Ausgestaltung 

des Personenverkehrsdienstes von der Verkehrsbedienung auszuschließen. Es be-

steht ein so genanntes „Ausgestaltungsrecht“ des Genehmigungsinhabers.  

II. Die Unternehmen müssen das „Verbot der Doppelbedienung“ und das „Ausgestaltungs-

recht“ gegebenenfalls klageweise auf dem Verwaltungsrechtsweg durchsetzen.  

III. § 3 Abs. I. und II. verlieren ihre Bedeutung als obligatorischer Inhalt des öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags, wenn durch höchstrichterliche Entscheidung ohne Widerspruch 

gegen die Auslegung der Gemeinschaftsorgane festgestellt werden sollte, dass Linienver-

kehrsgenehmigungen keine ausschließlichen Rechte im Sinne der VO (EG) Nr. 1370/2007 

darstellen. 

 
§ 4 

Unterauftragsvergabe;  
zulässige Fremderbringungsquote 

I. Die swt dürfen Dritte mit dem Betrieb öffentlicher Personenverkehrsdienste im Gebiet der 

Universitätsstadt Tübingen beauftragen. Die swt haben sicherzustellen, dass die ihr ge-

mäß § 1 übertragenen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen auch durch Unterauftrag-

nehmer und andere Liniengenehmigungsinhaber gewährleistet werden. 

II. Die Beschränkungen der Unterauftragsnehmerquote in Art. 4 Abs. 7 Satz 2 (bedeutender 

Anteil) und Art. 5 Abs. 2 lit. e) VO (EG) Nr. 1370/2007 (überwiegender Anteil) gelten zu-

nächst nicht. Die swt sind gemäß § 1 Abs. 1 mit der Einhaltung von gemeinwirtschaftli-

chen Verpflichtungen bei Planung, Aufbau und Betrieb öffentlicher Personenverkehrs-

dienste betraut und können daher gemäß § 4 Abs. 7 Satz 3 VO (EG) Nr. 1370/2007 den 

Betrieb der öffentlichen Personenverkehrsdienste nach unternehmerischen Gesichtspunk-

ten vollumfänglich an Unterauftragsnehmer vergeben. Die swt sind gehalten, die Eigen-

erbringungsquote sukzessive auf mindestens die Hälfte der betrauten gemeinwirtschaftli-

chen Verpflichtungen zu erhöhen.  

III. Die Übertragung von Betriebsleistungen an Dritte erfolgt im Falle eines Dienstleistungs-

auftrages gemäß den einschlägigen Regelungen des deutschen Kartellvergaberechts (ge-
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regelt im GWB). Sofern Dritten eine Dienstleistungskonzession eingeräumt wird, muss de-

ren Vergabe in einem offenen und sachlichen wettbewerblichen Verfahren durchgeführt 

werden, welches den Grundsätzen der Transparenz und Nichtdiskriminierung genügt. Ihre 

Absicht, Dienstleistungskonzessionen an Dritte zu gewähren, werden die swt in ausrei-

chender Weise bekanntmachen, so dass für alle erkennbar interessierten Unternehmen 

die Möglichkeit besteht, sich darauf zu bewerben. Im übrigen gelten sowohl bei der Ertei-

lung von öffentlichen Dienstleistungsaufträgen als auch bei der Gewährung von Dienstleis-

tungskonzessionen die anerkannten vergaberechtlichen Ausnahmen.  

 
§ 5 

Recht zur wirtschaftlichen Nutzung; Einnahmenaufteilung 

I. Die swt betreiben die gemäß Anlage 1 betrauten ÖPNV-Dienstleistungen auf eigenes un-

ternehmerisches Risiko.  

II. Einnahmen aus Fahrscheinverkäufen, öffentliche Zuwendungen aus gesetzlichen Erstat-

tungsregelungen für Schüler- und Ausbildungsverkehre (gemäß § 45a PBefG) sowie für 

die Beförderung von Schwerbehinderten (gemäß §§ 145 ff. SGB IX) stehen unbeschadet 

von Einnahmenzuscheidungs- und Einnahmenausgleichsregelungen in Kooperationsver-

trägen mit Dritten, auf die hier in Anlage 4 Bezug genommen wird, ausschließlich der swt 

zu.  

 
§ 6 

Ausgleichsleistungen für die Übernahme gemeinwirtschaftlicher  
Verpflichtungen – Prognose des Ausgleichsbedarfs 

I. Die Universitätsstadt Tübingen erklärt in ihrer Eigenschaft als zuständige örtliche Behörde 

gemäß Art. 2 lit. b) und c) VO (EG) Nr. 1370/2007 i.V.m. § 6 Abs. 1 Satz 2 ÖPNVG BW ih-

re grundsätzliche Bereitschaft, Verluste, die in Erfüllung der in § 1 definierten gemeinwirt-

schaftlichen Verpflichtungen der swt bei Erbringung der von § 2 erfassten Verkehre ent-

stehen, bis zu den nachstehend festgelegten Höchstgrenzen („maximal ausgleichsfä-

higer Zuschussbetrag“) auszugleichen. 

II. Der erforderliche Ausgleichsbetrag für die zu erwartenden Verluste aufgrund gemeinwirt-

schaftlicher Verpflichtungen wird vorab für das jeweils bevorstehende Geschäftsjahr der 

swt als Prognose festgelegt. Grundlage dieser Prognose ist hinsichtlich aller quantitativen 

Faktoren der Wirtschaftsplan. Die Prognose wird gemäß Art. 4 Abs.1 lit. b) VO (EG) Nr. 

1370/2007 nach der im Folgenden vorgegebenen Methode berechnet. Sämtliche dafür 

maßgebenden Werte beziehen sich – mit Ausnahme des Jahres 2009 - auf ein Geschäfts-

jahr der swt; das Jahr 2009 ist für die Zwecke des vorliegenden kommunalen Betrauungs-

akts ein Rumpfgeschäftsjahr und beginnt am 01.12.2009. 
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1. Als Kalkulationsbasis sind die voraussichtlichen Gesamtaufwendungen der swt für 

Planung, Aufbau und Betrieb der von diesem kommunalen Betrauungsakt erfassten 

öffentlichen Personenverkehrsdienste (vgl. Anlage 1) anhand des Wirtschaftsplans 

zu prognostizieren  

Berücksichtigungsfähig sind alle Aufwendungen, insbesondere für Personal, Ener-
gie, Infrastrukturen, für die Anschaffung oder Anmietung von Fahrzeugen, für die 

Wartung- und Instandhaltung von Fahrzeugen und allen sonst erforderlichen Anla-

gen sowie Verwaltungs- und Regieaufwendungen, die in Verbindung mit den in § 1 
definierten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen bei Erbringung der von § 2 er-

fassten öffentlichen Personenverkehrsdienste in der Sparte Verkehr der swt ent-

stehen sowie die für den Betrieb des öffentlichen Personenverkehrsdienstes einem 
Dritten vertraglich geschuldete Vergütung für die Erbringung der Fahrleistung. Mul-

tikausal bedingte Aufwendungen, die auf andere Tätigkeiten der swt außerhalb der 

nach § 1 betrauten Verpflichtungen und/oder der in § 2 definierten Verkehre ent-
fallen, sind anteilig gemäß den Durchführungsvorschriften in § 10 von den in Satz 

1 genannten Gesamtaufwendungen abzuziehen. 

2. Sodann ist der nach Ziffer 1. ermittelten Kalkulationsbasis ein angemessener Ge-

winn für die Erbringung der ÖPNV-Dienstleistungen hinzuzurechnen. Der Gewinn-

aufschlag ist anhand der Vorgaben in § 8 zu ermitteln.  

3. In einem nächsten Schritt sind die voraussichtlich zu erwartenden Erträge aus 

Fahrgeldeinahmen sowie Fahrgeldsurrogaten, die den swt aus vertraglicher oder 

auf gesetzlicher Grundlage zustehen, in Abzug zu bringen. Zu den Fahrgeldsurro-

gaten zählen nach derzeitiger Rechtslage insbesondere die gesetzlichen Erstat-

tungsregelungen für Schüler und Ausbildungsverkehre (§ 45 a PBefG) sowie für die 

Beförderung von Schwerbehinderten (§§ 145 ff. SGB IX).  

Ebenso wie die voraussichtlichen Gesamtaufwendungen sind die davon abzuzie-
henden Ertragspositionen im Wege einer Prognose zu schätzen. Grundlage dieser 

Schätzung sind die Erträge der swt, die in Erfüllung ihrer gemeinwirtschaftlichen 

Verpflichtungen gemäß dem Wirtschaftsplan erwartet werden. 
4. Abzuziehen sind schließlich alle absehbaren positiven externen Effekte, sofern mit 

solchen überhaupt zu rechnen ist. Dazu zählen  

− alle positiven finanziellen Auswirkungen, die innerhalb des Verkehrsnetzes ent-

stehen, das auf der Grundlage des vorliegenden öffentlichen Dienstleistungs-

auftrags betrieben wird,  

− sowie alle positiven finanziellen Auswirkungen auf sonstige Geschäftstätigkei-

ten der swt außerhalb der hier betrauten Dienstleistungen von allgemeinem 

wirtschaftlichem Interesse.  

5. Die verbleibende Differenz zwischen der prognostizierten Kalkulationsbasis  ein-
schließlich des angemessenen Gewinnzuschlags abzüglich der zu erwartenden Er-

tragspositionen sowie etwaiger positiver externer Effekte ist der maximal aus-
gleichsfähige Zuschussbetrag.  
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6. Der maximal ausgleichsfähige Zuschussbetrag wird aufgeteilt in einen  
-  durch Fixaufwendungen bedingten Zuschussbetrag („Zuschussprognose 
fix“) und  

-  einen durch variable Aufwendungen bedingten Zuschussbetrag („Zuschuss-
prognose variabel“).  

Die Aufteilung des maximal ausgleichsfähigen Zuschussbetrags richtet sich nach 

dem Summenverhältnis zwischen den prognostizierten Fixaufwendungen und den 
prognostizierten variablen Aufwendungen gemäß Wirtschaftsplan. Die Aufwands-

positionen, aus denen sich die prognostizierten Fixaufwendungen errechnen, sind 

in Anlage 5 festgelegt; die Aufwandspositionen, aus denen sich die prognostizier-
ten variablen Aufwendungen errechnen, sind in Anlage 6 festgelegt. 

7. Nur die „Zuschussprognose variabel“ wird mittels Division durch die in Anlage 1 

festgelegten Jahres-Fahrplankilometerleistungen für die einzelnen Linien und Ver-
kehrsmittel (vgl. § 1 Absatz V.) auf einen ausgleichsfähigen Kilometersatz – diffe-

renziert nach Leistung – umgerechnet. Die „Zuschussprognose fix“ wird als Abso-

lutsumme festgestellt.   
Der maximal zulässige Verlustausgleich wird für jedes Geschäftsjahr in der oben darge-

stellten Untergliederung (Fixaufwendungen, variable Aufwendungen Busse) im vorhinein 

neu festgelegt. Eine betragsmäßig bestimmte Festlegung (Prognose) des maximal aus-
gleichsfähigen Verlusts wird vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres – erstmals mit Beginn 

des Rumpfgeschäftsjahrs 2009 (01.12.2009 - 31.12.2009) - von der Universitätsstadt Tü-

bingen als Anlage 7 diesem Verwaltungsakt beigefügt und den swt bekanntgegeben. Je-
de geänderte Anlage 7 für die folgenden Geschäftsjahre wird ohne weiteres wesentlicher 

Bestandteil dieses Verwaltungsakts. 

III. Eine außerordentliche Anpassung der vorstehend (Absätze II. und III.) definierten maxi-

malen Ausgleichsbeträge während eines laufenden Geschäftsjahres oder im nachhinein ist 

nur zulässig,  

1.  wenn dies entweder im öffentlichen Verkehrsinteresse geboten ist und auf Entschei-

dungen der Genehmigungsbehörde beruht oder 

2. aufgrund des Übergangs von Betriebsleistungen, die mit gemeinwirtschaftlichen Ver-

pflichtungen verbunden sind, auf Dritte erforderlich ist oder 

3. falls aufgrund höherer Gewalt, hoheitlicher Anordnungen jeder Art, Arbeitskampfmaß-

nahmen, oder anderer unvorhersehbarer Umstände, welche die Geschäftsführung der 

swt weder beeinflussen noch abwenden kann, oder deren Abwendung mit einem an-

gemessenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht möglich ist, eine Ände-

rung der zu erwartenden Aufwendungen oder Erträge eintritt,  

wobei jeweils eine Anhebung der maximalen Ausgleichsbeträge nur im Umfang der nach-
weisbar durch diese unvorhersehbaren Faktoren verursachten Veränderungen des ur-

sprünglich prognostizierten Verlustes zulässig ist. 

VI. Über diese vorab festgelegten Höchstbeträge hinaus wird ein Ausgleich von Verlusten 
aufgrund der betrauten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen für die Planung, den Auf-

bau und den Betrieb von ÖPNV-Dienstleistungen nicht gewährt.  
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§ 7 
Anreizeffekt 

I. Die Bereitschaft der Universitätsstadt Tübingen, etwaige Verluste aufgrund der Erfüllung 

gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen im Zusammenhang mit ÖPNV-Dienstleistungen 

auszugleichen, beruht auf einem so genannten Nettomodell. Sämtliche Finanzierungs-

komponenten, welche über das im vorhinein verbindlich festgelegte Ausgleichsvolumen 

hinausgehen, müssen von den swt mit unternehmerischen Mitteln erwirtschaftet werden. 

Das Risiko einer Fehlprognose der Aufwands- und Ertragspositionen geht vollständig zu 

Lasten des Unternehmens.  

II. Durch die vorherige Begrenzung der Ausgleichsleistung der Universitätsstadt Tübingen auf 

bestimmte Maximalbeträge setzt das Ausgleichsverfahren einen Anreiz für eine strikte Be-

grenzung des Aufwands und damit für eine wirtschaftliche Geschäftsführung. Ertragsseitig 

wird das Unternehmen mit Blick auf das eigene Einnahmeausfallrisiko eine die Fahrgast-

nachfrage steigernde Qualität und Attraktivität der in Anlage 1 definierten Personenver-

kehrsdienste anstreben. Damit ist auch die Vorgabe in Nr. 7 2. Spiegelstrich (Erbringung 

ausreichend hoher Qualität) des Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 durch das Anreiz-

verfahren berücksichtigt.  

III. Die Universitätsstadt Tübingen behält sich vor, das Anreizsystem zu ändern, wenn die 

Aufrechterhaltung oder Entwicklung einer wirtschaftlichen Geschäftsführung der swt nicht 

in ausreichender Weise objektiv nachweisbar sein sollte.  

 

§ 8 
Angemessener Gewinn 

I. Der angemessene Gewinnzuschlag wird gemäß Ziff. 6. des Anhangs zur VO (EG) Nr. 

1370/2007 anhand einer sektorspezifisch typisierten Gesamtkapitalrendite-Methode vor 

Steuern ermittelt. 

II. Maßgebend ist die Kapitalisierung, die ein Verkehrsunternehmen, das das ÖPNV-

Dienstleistungsangebot der swt erbringt, im Regelfall aufweisen müsste. Das zur Berech-

nung herangezogene Kapital setzt sich zusammen aus den dafür erforderlichen Bilanzposi-

tionen Anlagevermögen, Vorräte, Forderungen und flüssige Mittel. 

III. Es wird vorbehaltlich späterer Anpassungen ein Renditesatz von 4 % pro Jahr als ange-

messen festgelegt. 

IV. Der angemessene Renditesatz darf in keinem Fall die Grenze überschreiten, welche in den 

Entscheidungen der Gemeinschaftsorgane zum Verkehrssektor noch als angemessen an-

gesehen wird. Sollten die Europäische Kommission die Gerichte der Europäischen Gemein-

schaft zu einem späteren Zeitpunkt für Verkehrsunternehmen im ÖPNV eine Kapitalrendite 
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von weniger als 5 % pro Jahr für angemessen halten, ermäßigt sich der in Absatz III. 

festgelegte Renditesatz entsprechend, ohne dass es einer ausdrücklichen Änderung dieses 

Verwaltungsakts bedarf.  

Entscheidungen der Gemeinschaftsorgane über den Prozentsatz einer angemessenen Kapi-
talrendite im ÖPNV-Sektor gibt es derzeit noch nicht. Nach der aktuellen Spruchpraxis der 

Europäischen Kommission gelten in dem betreffenden Sektor (Personenbeförderungsdiens-

te mit Bussen in Deutschland) jedoch allgemein „Gewinne“ in Höhe von 5 % als angemes-
sen.  

 

§ 9 
Verlustausgleich und Überkompensationssperre  
- Berechnung des finanziellen Nettoeffekts 

I. Sofern bei den swt Verluste aufgrund der Betrauung mit gemeinwirtschaftlichen Verpflich-

tungen entstehen, erfolgt deren Ausgleich vorrangig durch die Verrechnung mit Gewinnen 

aus eigener Geschäftstätigkeit in anderen Sparten des Unternehmens im handelsrechtli-

chen Jahresabschluss. Es handelt sich bei den möglichen Ausgleichsleistungen der Univer-

sitätsstadt Tübingen um einen rein freiwilligen Zuschuss. Auf einen Ausgleich etwaiger 

Verluste aufgrund der Durchführung von ÖPNV-Dienstleistungen besteht kein Anspruch.  

II. Zur Vermeidung einer beihilfenrechtswidrigen Überkompensation muss die swt vor Durch-

führung eines etwaigen Ergebnisausgleichs gemäß Absatz I. ihre tatsächlichen, in Verbin-

dung mit gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen im Sinne von § 1 entstandenen Aufwen-

dungen und Erträge nachweisen. Der tatsächlich entstandene Bedarf an Ausgleichsleis-

tungen des Aufgabenträgers (Universitätsstadt Tübingen) ist vor der Aufstellung des han-

delsrechtlichen Jahresabschlusses nach der in Absatz V. festgeschriebenen Methode 

transparent zu ermitteln und zu dokumentieren.  

III. Um den nach Ziff. 7. des Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 erforderlichen Anreiz zu ei-

ner wirtschaftlichen Geschäftsführung nachprüfbar zu gewährleisten, darf der hiernach 

tatsächlich ermittelte Ausgleichsbedarf – bezogen auf Fixaufwendungen und variable Auf-

wendungen – nicht höher liegen als der gemäß § 6 Absatz II. und Absatz III. prognosti-

zierte maximal zulässige Zuschussbetrag.  

IV. Die Ausgleichsleistungen der Universitätsstadt Tübingen sind in jedem Fall beschränkt auf 

eine Kompensation des tatsächlich entstandenen finanziellen Nettoeffekts, wie beschrie-

ben im Anhang zur VO (EG) Nr. 1370/2007. Für den Fall, dass der tatsächlich entstandene 

finanzielle Nettoeffekt niedriger als der maximal zulässige Zuschussbetrag gemäß der vor-

herigen Prognose ist, darf nur der finanzielle Nettoeffekt ausgeglichen werden. 

V. Für die Berechnung des finanziellen Nettoeffekts gelten die in § 6 Absatz II. niedergeleg-

ten Grundsätze für die Berechnung der prognostizierten Ausgleichsbeträge entsprechend. 
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Statt der geschätzten Werte nach dem Wirtschaftsplan sind die tatsächlich gemäß Absatz 

II. festgestellten Erträge und Aufwendungen zu verwenden.  

Der finanzielle Nettoeffekt ist demnach die Differenz zwischen der Summe aus dem tat-
sächlichen Ist-Aufwand, der in Verbindung mit den in § 1 definierten gemeinwirtschaftli-

chen Verpflichtungen bei Erbringung der in § 2 festgelegten Verkehre entstanden ist, ein-

schließlich eines angemessenen Gewinnaufschlags nach den Vorgaben in § 8, abzüglich 
der tatsächlich erzielten Ist-Erträge, die in Erfüllung der gemäß § 2 und in Anlage 1 fest-

gelegten Verkehre erzielt wurden sowie aller positiven finanziellen Auswirkungen, die tat-

sächlich innerhalb des Netzes entstanden, das im Rahmen der betreffenden gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen betrieben wird.  

VI. Entsprechend § 6 Absatz II. Ziff. 6. und 7. wird der finanzielle Nettoeffekt aufgeteilt in ei-

nen durch Fixaufwendungen bedingten Teil („Nettoeffekt fix“) und einen durch variable 

Aufwendungen bedingten Teil (Nettoeffekt variabel“).  

Der „Nettoeffekt variabel“ wird mittels Division durch die tatsächlich festgestellte Fahr-

plankilometerleistung während des vergangenen Geschäftsjahrs auf einen ausgleichsfähi-
gen Kilometersatz umgerechnet. Die „Nettoeffekt fix“ wird als Absolutsumme festgestellt.   

VII. Über den finanziellen Nettoeffekt hinaus – bestehend aus der Summe der Komponenten 

„Nettoeffekt fix“ und „Nettoeffekt variabel“ - wird ein Defizitausgleich aus staatlichen Mit-

teln, in welcher Form auch immer, nicht gewährt. 

VIII. Die swt werden die Universitätsstadt Tübingen im Falle einer Überkompensation umge-

hend informieren und unverzüglich Maßnahmen zur vollständigen Rückführung der Über-

kompensation ergreifen.  

 

§ 10 
Durchführungsvorschriften für die Aufteilung von 
multikausalen Aufwendungen; Transparenzpflichten 

I. Multikausal verursachte Aufwendungen, die sowohl für Tätigkeiten in Verbindung mit den 

in § 1 definierten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, als auch für andere Tätigkeiten 

der swt anfallen, müssen entsprechend dem in Anlage 8 festgelegten Schlüssel aufgeteilt 

und den jeweiligen Tätigkeiten zugewiesen werden. 

II. In Abgrenzung zu anderen Tätigkeiten, die nicht in Verbindung mit den in § 1 definierten 

gemeinwirtschaftlichen Pflichten stehen, wie insbesondere z.B. 

- Aufwendungen, die auch in anderen Sparten, wie insbesondere Versorgung und Bä-

der, anfallen,  

- Linienverkehre gemäß § 42 PBefG und Sonderformen des Linienverkehrs  gemäß § 

43 Nr. 1 - 4 PBefG, die vom sachlichen und räumlichen Anwendungsbereich dieser 

kommunalen Betrauung gemäß § 2 nicht erfasst sind, 
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- Werkverkehre,  

- Gelegenheitsverkehre gemäß der §§ 46 ff. PBefG,  

- Verkehrsleistungen, die ausschließlich aufgrund ihres historischen Interesses oder zu 

touristischen Zwecken betrieben werden,  

ist eine getrennte Rechnungslegung zwischen den Tätigkeiten in Verbindung mit ge-
meinwirtschaftlichen Verpflichtungen und den anderen Tätigkeiten des Unternehmens er-

forderlich. 

III. Für die Rechnungslegung sind unter anderem die folgenden Vorgaben entsprechend Ziff. 

5 des Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 zu beachten: 

1. Die Konten für die gemeinwirtschaftlichen und die sonstigen betrieblichen Tätigkei-

ten werden getrennt geführt, wie dies erforderlich wäre, wenn diese Tätigkeiten 

von rechtlich selbstständigen Unternehmen ausgeführt würden und der Anteil der 

zugehörigen Aktiva sowie die Fixkosten werden gemäß den geltenden deutschen 

Rechnungslegungs- und Steuervorschriften umgelegt. 

2. Variable Kosten, ein angemessener Beitrag zu den Fixkosten oder ein Gewinn, die 

nicht im Zusammenhang mit gemeinwirtschaftlichen Tätigkeiten stehen, dürfen 

den Tätigkeiten, die von dem vorliegenden kommunalen Betrauungsakt umfasst 

sind, nicht zugerechnet werden.  

3. Betriebseinnahmen und Zahlungen öffentlicher Ausgleichsleistungen im Zusam-

menhang mit der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen dürfen in ande-

re Tätigkeitsbereiche der swt nicht übertragen werden.  

4. Die swt legen der Universitätsstadt Tübingen jährlich eine Bestätigung eines Steu-

erberaters oder Wirtschaftsprüfers vor, der zufolge die Regeln der Nrn. 1 bis 6 des 

Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 eingehalten werden.  

§ 11 
Geltungsdauer, Wirksamkeit 

I. Der vorliegende kommunale Betrauungsakt wird mit Bekanntgabe gegenüber den swt 

wirksam.  

II. Er ist zeitlich an den Bestand von Linienverkehrsgenehmigungen gekoppelt und gilt maxi-

mal bis zum 31.12.2019. 

III. Soweit den swt in dem Zeitraum bis zum 31.12.2019 neue oder geänderte Linienver-

kehrsgenehmigungen erteilt werden, findet der vorliegende kommunale Betrauungsakt 

darauf unmittelbar Anwendung, ohne dass es einer ausdrücklichen Änderung oder Erneu-
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erung dieser Betrauung bedarf. Die Universitätsstadt Tübingen wird in einem solchen Fall 

unverzüglich eine Anpassung der Anlage 1 vornehmen.  

IV. Sollte eine Linienverkehrsgenehmigung in dem Zeitraum bis zum 31.12.2019 endgültig er-

löschen und nicht wieder an die swt erteilt werden oder seitens der Genehmigungsbehör-

de widerrufen oder zurückgenommen werden, so entfallen in entsprechendem Umfang 

die Rechte und Pflichten aus diesem kommunalen Betrauungsakt, insbesondere in Bezug 

auf die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, den Ausschließlichkeitsschutz und den 

Anspruch auf Ausgleichsleistungen, ohne dass es eines Widerrufs dieser Betrauung ent-

sprechend den weggefallenen Linienverkehrsgenehmigungen bedarf.  

 
Anlagen 

− Anlage 1: Tabelle mit dem jeweils aktuellen Bestand an Linienverkehrsgenehmigungen 

im Stadtgebiet Tübingen 

− Anlage 2: Nahverkehrsplan für den Landkreis Tübingen  

− Anlage 3: Qualitätsstandards für den Stadtbusverkehr in Tübingen 

− Anlage 4: Einnahmenzuscheidungs- und Einnahmenausgleichsregelungen in Kooperati-

onsverträgen mit Dritten 

− Anlage 5: Aufwandspositionen für die Ermittlung des Fixaufwands der swt 

− Anlage 6: Aufwandspositionen für die Ermittlung des variablen Aufwands der swt 

− Anlage 7: Prognose maximal zulässiger Verlustausgleich für das bevorstehende Ge-

schäftsjahr gemäß Wirtschaftsplan der swt 

− Anlage 8: Schlüssel für Aufteilung multikausal verursachter Aufwendungen im Unter-

nehmen 

 

 
Tübingen, den _____________.2009 

 

______________________________ 
         (Der Oberbürgermeister) 

 

 
Rechtsbehelfsbelehrung  
 

 
 




























